Anlage 2

Frihe Hilfen: Grundlagen
Frihe Hilfen: rechtliche Rahmenbedingungen

Die MalRnahmen der Friihen Hilfen sind innerhalb breiter rechtlicher Rahmenbedin-
gungen angesiedelt. Hier findet sich ein Uberblick iber die wichtigsten Grundlagen:

1. UN Kinderrechtskonvention

. Grundgesetz

. Burgerliches Gesetzbuch

. Strafgesetzbuch

. Schwangerschaftskonfliktgesetz SchKG
. FUnftes Sozialgesetzbuch SGB V

. Achtes Sozialgesetzbuch SGB VI

. Neuntes Sozialgesetzbuch SGB IX
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. Gesetz Uber den Offentlichen Gesundheitsdienst NRW

1. UN Kinderrechtskonvention

Artikel 19 [Schutz vor Gewaltanwendung, Misshandlung, Verwahrlosung]

a) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Sozial-
und Bildungsmaf3nahmen, um das Kind vor jeder Form kérperlicher oder geistiger
Gewaltanwendung, Schadenszufligung oder Misshandlung, vor Verwahrlosung oder
Vernachlassigung, vor schlechter Behandlung oder Ausbeutung einschlief3lich des
sexuellen Missbrauchs zu schiitzen, solange es sich in der Obhut der Eltern oder
eines Elternteils, eines Vormunds oder anderen gesetzlichen Vertreters oder einer
anderen Person befindet, die das Kind betreut.

b) Diverse Schutzmal3nahmen sollen je nach den Gegebenheiten wirksame Verfah-
ren zur Aufstellung von Sozialprogrammen enthalten, die dem Kind und denen, die
es betreuen, die erforderliche Unterstitzung gewahren und andere Formen der Vor-
beugung vorsehen sowie MalRnahme zur Aufdeckung, Meldung, Weiterverweisung,
Untersuchung, Behandlung und Nachbetreuung in den in Absatz 1 beschriebenen
Fallen schlechter Behandlung von Kindern und gegebenenfalls fir das Einschreiten
der Gerichte.

2. Grundgesetz

Art. 6 Abs. 2 u. 3 GG: Elternverantwortung, staatliches Wéachteramt

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das nattrliche Recht der Eltern und die zu-
vorderst ihnen obliegende Pflicht. Uber ihre Betatigung wacht die staatliche Gemein-
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schaft.

(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dirfen Kinder nur auf Grund eines
Gesetzes von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberechtigten versa-
gen oder wenn die Kinder aus anderen Grinden zu verwahrlosen drohen.

3. Burgerliches Gesetzbuch

§ 1626 BGB: Elterliche Sorge, Grundsatze

(1) Die Eltern haben die Pflicht und das Recht, fir das minderjéahrige Kind zu sorgen
(elterliche Sorge). Die elterliche Sorge umfasst die Sorge fur die Person des Kindes
(Personensorge) und das Vermdgen des Kindes (Vermdgenssorge).

(2) Bei der Pflege und Erziehung beriicksichtigen die Eltern die wachsende Fahigkeit
und das wachsende Bediirfnis des Kindes zu selbstandigem verantwortungsbewuss-
tem Handeln. Sie besprechen mit dem Kind, soweit es nach dessen Entwicklungs-
stand angezeigt ist, Fragen der elterlichen Sorge und streben Einvernehmen an.

(3) Zum Wohl des Kindes gehort in der Regel der Umgang mit beiden Elternteilen.
Gleiches gilt fur den Umgang mit anderen Personen, zu denen das Kind Bindungen
besitzt, wenn ihre Aufrechterhaltung fir seine Entwicklung forderlich ist.

§ 1631 Abs. 2 BGB: Recht der Kinder und Jugendlichen auf gewaltfreie Erziehung

(2) Korperliche Bestrafung, seelische Verletzungen und andere entwirdigende Mal3-
nahmen sind unzulassig.

§ 1666 BGB: Gerichtliche MaZnahmen bei Gefahrdung des Kindeswohls

(1) Wird das korperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes oder sein Vermo-
gen durch missbrauchliche Ausiibung der elterlichen Sorge, durch Vernachlassigung
des Kindes, durch unverschuldetes Versagen der Eltern oder durch das Verhalten
eines Dritten gefahrdet, so hat das Familiengericht, wenn die Eltern nicht gewillt oder
nicht in der Lage sind, die Gefahr abzuwenden, die zur Abwendung der Gefahr erfor-
derlichen Malinahmen zu treffen.

(2) In der Regel ist anzunehmen, dass das Vermogen des Kindes gefahrdet ist, wenn
der Inhaber der Vermdgenssorge seine Unterhaltspflicht gegentiber dem Kind oder
seine mit der Vermoégenssorge verbundenen Pflichten verletzt oder Anordnungen
des Gerichts, die sich auf die Vermbgenssorge beziehen, nicht befolgt.

(3) Das Gericht kann Erklarungen des Inhabers der elterlichen Sorge ersetzen.

(4) In Angelegenheiten der Personensorge kann das Gericht auch MaRnahmen mit
Wirkung gegen einen Dritten treffen.

8 1666a BGB: Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit; Vorrang 6ffentlicher Hilfen



(1) MaRnahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der elterlichen Familie
verbunden ist, sind nur zulassig, wenn der Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht
durch o6ffentliche Hilfen, begegnet werden kann. Dies gilt auch, wenn einem Elternteil
vorubergehend oder auf unbestimmte Zeit die Nutzung der Familienwohnung unter-
sagt werden soll. Wird einem Elternteil oder einem Dritten die Nutzung der vom Kind
mitbewohnten oder einer anderen Wohnung untersagt, ist bei der Bemessung der
Dauer der MaRnahme auch zu bertcksichtigen, ob diesem das Eigentum, das Erb-
baurecht oder der NieRBbrauch an dem Grundstuck zusteht, auf dem sich die Woh-
nung befindet; Entsprechendes gilt fir das Wohnungseigentum, das Dauerwohn-
recht, das dingliche Wohnrecht oder wenn der Elternteil oder Dritte Mieter der Woh-
nung ist.

(2) Die gesamte Personensorge darf nur entzogen werden, wenn andere MalR3nah-
men erfolglos geblieben sind oder wenn anzunehmen ist, dass sie zur Abwendung
der Gefahr nicht ausreichen.

4. Strafgesetzbuch
§ 225 StGB: Misshandlung von Schutzbefohlenen

(1) Wer eine Person unter achtzehn Jahren oder eine wegen Gebrechlichkeit oder
Krankheit wehrlose Person, die

1. seiner Fursorge oder Obhut untersteht,

2. seinem Hausstand angehort,

3. von dem Firsorgepflichtigen seiner Gewalt Gberlassen worden oder

4. ihm im Rahmen eines Dienst- oder Arbeitsverhaltnisses untergeordnet ist,

qguélt oder roh misshandelt, oder wer durch béswillige Vernachlassigung seiner
Pflicht, fur sie zu sorgen, sie an der Gesundheit schadigt, wird mit Freiheitsstrafe von
sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

(3) Auf Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr ist zu erkennen, wenn der Téater die
schutzbefohlene Person durch die Tat in die Gefahr

1. des Todes oder einer schweren Gesundheitsschadigung oder

2. einer erheblichen Schéadigung der korperlichen oder seelischen Entwicklung bringt.

(4) In minder schweren Fallen des Absatzes 1 ist auf Freiheitsstrafe von drei Mona-
ten bis zu funf Jahren, in minder schweren Féallen des Absatzes 3 auf Freiheitsstrafe
von sechs Monaten bis zu funf Jahren zu erkennen.

8§ 171 StGB: Verletzung der Flrsorge- oder Erziehungspflicht

Wer seine Fursorge- oder Erziehungspflicht gegentber einer Person unter sechzehn
Jahren groblich verletzt und dadurch den Schutzbefohlenen in die Gefahr bringt, in
seiner korperlichen oder psychischen Entwicklung erheblich geschadigt zu werden,
einen kriminellen Lebenswandel zu fuhren oder der Prostitution nachzugehen, wird
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

5. Schwangerschaftskonfliktgesetz SchKG



§ 1 Abs. 1 u. 3 SchKG: Aufklarung

(1) Die fur gesundheitliche Aufklarung und Gesundheitserziehung zustandige Bun-
deszentrale fur gesundheitliche Aufklarung erstellt unter Beteiligung der Lander und
in Zusammenarbeit mit Vertretern der Familienberatungseinrichtungen aller Trager
zum Zwecke der gesundheitlichen Vorsorge und der Vermeidung und Losung von
Schwangerschaftskonflikten Konzepte zur Sexualaufklarung, jeweils abgestimmt auf
die verschiedenen Alters- und Personengruppen.

(3) Die Aufklarungsmaterialien werden unentgeltlich an Einzelpersonen auf Aufforde-
rung, ferner als Lehrmaterial an schulische und berufsbildende Einrichtungen, an Be-
ratungsstellen sowie an alle Institutionen der Jugend- und Bildungsarbeit abgegeben.

§ 2 SchKG: Beratung

(1) Jede Frau und jeder Mann hat das Recht, sich zu den in 8 1 Abs. 1 genannten
Zwecken in Fragen der Sexualaufklarung, Verhitung und Familienplanung sowie in
allen eine Schwangerschaft unmittelbar oder mittelbar berihrenden Fragen von einer
hierfir vorgesehenen Beratungsstelle informieren und beraten zu lassen.

(2) Der Anspruch auf Beratung umfasst Informationen tber

1. Sexualaufklarung, Verhitung und Familienplanung,

2. bestehende familienférdernde Leistungen und Hilfen fir Kinder und Familien, ein-
schlief3lich der besonderen Rechte im Arbeitsleben,

3. Vorsorgeuntersuchungen bei Schwangerschaft und die Kosten der Entbindung,
4. soziale und wirtschaftliche Hilfen fir Schwangere, insbesondere finanzielle Leis-
tungen sowie Hilfen bei der Suche nach Wohnung, Arbeits- oder Ausbildungsplatz
oder deren Erhalt,

5. die Hilfsmdglichkeiten fur behinderte Menschen und ihre Familien, die vor und
nach der Geburt eines in seiner kérperlichen, geistigen oder seelischen Gesundheit
geschadigten Kindes zur Verfigung stehen,

6. die Methoden zur Durchflihrung eines Schwangerschaftsabbruchs, die physischen
und psychischen Folgen eines Abbruchs und die damit verbundenen Risiken,

7. Losungsmoglichkeiten fir psychosoziale Konflikte im Zusammenhang mit einer
Schwangerschatft,

8. die rechtlichen und psychologischen Gesichtspunkte im Zusammenhang mit einer
Adoption.

Die Schwangere ist dartiber hinaus bei der Geltendmachung von Ansprichen sowie
bei der Wohnungssuche, bei der Suche nach einer Betreuungsmadglichkeit fur das
Kind und bei der Fortsetzung ihrer Ausbildung zu untersttitzen. Auf Wunsch der
Schwangeren kdnnen Dritte zur Beratung hinzuzuziehen.

(3) Zum Anspruch auf Beratung gehdort auch die Nachbetreuung nach einem
Schwangerschaftsabbruch oder nach der Geburt des Kindes.

8 3 SchKG: Beratungsstellen

Die Lander stellen ein ausreichendes Angebot wohnortnaher Beratungsstellen fir die
Beratung nach 8§ 2 sicher. Dabei werden auch Beratungsstellen freier Trager gefor-
dert. Die Ratsuchenden sollen zwischen Beratungsstellen unterschiedlicher weltan-
schaulicher Ausrichtung auswahlen kénnen.



8 5 SchKG: Inhalt der Schwangerschaftskonfliktberatung

(1) Die nach § 219 des Strafgesetzbuches notwendige Beratung ist ergebnisoffen zu
fuhren. Sie geht von der Verantwortung der Frau aus. Die Beratung soll ermutigen
und Verstandnis wecken, nicht belehren oder bevormunden. Die Schwangerschafts-
konfliktberatung dient dem Schutz des ungeborenen Lebens.

(2) Die Beratung umfasst:

1. das Eintreten in eine Konfliktberatung; dazu wird erwartet, dass die schwangere
Frau der sie beratenden Person die Griinde mitteilt, derentwegen sie einen Abbruch
der Schwangerschaft erwagt; der Beratungscharakter schlief3t aus, dass die Ge-
sprachs- und Mitwirkungsbereitschaft der schwangeren Frau erzwungen wird;

2. jede nach Sachlage erforderliche medizinische, soziale und juristische Information,
die Darlegung der Rechtsanspriche von Mutter und Kind und der méglichen prakti-
schen Hilfen, insbesondere solcher, die die Fortsetzung der Schwangerschaft und
die Lage von Mutter und Kind erleichtern;

3. das Angebot, die schwangere Frau bei der Geltendmachung von Ansprichen, bei
der Wohnungssuche, bei der Suche nach einer Betreuungsmoglichkeit fir das Kind
und bei der Fortsetzung ihrer Ausbildung zu unterstitzen, sowie das Angebot einer
Nachbetreuung.

Die Beratung unterrichtet auf Wunsch der Schwangeren auch Gber Mdglichkeiten,
ungewollte Schwangerschaften zu vermeiden.

8 6 SchKG: Durchfuhrung der Schwangerschaftskonfliktberatung
(1) Eine ratsuchende Schwangere ist unverziglich zu beraten.

(2) Die Schwangere kann auf ihnren Wunsch gegeniiber der sie beratenden Person
anonym bleiben.

(3) Soweit erforderlich, sind zur Beratung im Einvernehmen mit der Schwangeren

1. andere, insbesondere &rztlich, facharztlich, psychologisch, sozialpadagogisch, so-
zialarbeiterisch oder juristisch ausgebildete Fachkrafte,

2. Fachkrafte mit besonderer Erfahrung in der Frihférderung behinderter Kinder und
3. andere Personen, insbesondere der Erzeuger sowie nahe Angehorige, hinzuzu-
ziehen.

(4) Die Beratung ist fur die Schwangere und die nach Absatz 3 Nr. 3 hinzugezogenen
Personen unentgeltlich.

6. Funftes Sozialgesetzbuch SGB V
§ 24 Abs. 1 SGB V: Medizinische Vorsorge fur Mutter und Vater

(1) Die Krankenkasse kann unter den in 8§ 23 Abs. 1 genannten Voraussetzungen
aus medizinischen Grinden erforderliche Vorsorgeleistungen in einer Einrichtung
des Mittergenesungswerks oder einer gleichartigen Einrichtung erbringen; die Leis-
tung kann in Form einer Mutter-Kind-Maflinahme erbracht werden. Satz 1 gilt auch fur
Vater-Kind-Mafinahmen in daftr geeigneten Einrichtungen. Vorsorgeleistungen nach
den Satzen 1 und 2 werden in Einrichtungen erbracht, mit denen ein Versorgungs-



vertrag nach § 111a besteht.
§ 26 Abs. 1 SGB V Kinderuntersuchung

(1) Versicherte Kinder haben bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres An-
spruch auf Untersuchungen sowie nach Vollendung des zehnten Lebensjahres auf
eine Untersuchung zur Friherkennung von Krankheiten, die ihre kérperliche oder
geistige Entwicklung in nicht geringfligigem Mal3e gefahrden. Zu den Friuherken-
nungsuntersuchungen auf Zahn-, Mund- und Kieferkrankheiten gehéren insbesonde-
re die Inspektion der Mundhdhle, die Einschatzung oder Bestimmung des Kariesrisi-
kos, die Erndhrungs- und Mundhygieneberatung sowie MaRnahmen zur Schmelzhér-
tung der Zahne und zur Keimzahlsenkung. Die Leistungen nach Satz 2 werden bis
zur Vollendung des sechsten Lebensjahres erbracht und kénnen von Arzten oder
Zahnarzten erbracht werden.

7. Achtes Sozialgesetzbuch SGB VIl
§ 1 SGB VIII: Recht auf Erziehung, Elternverantwortung, Jugendhilfe

(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Férderung seiner Entwicklung und auf Er-
ziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfahigen Personlichkeit.

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das nattrliche Recht der Eltern und die zu-
vorderst ihnen obliegende Pflicht. Uber ihre Betatigung wacht die staatliche Gemein-
schatft.

(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des Rechts nach Absatz 1 insbesondere

1. junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung férdern und dazu
beitragen, Benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen,

2. Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Erziehung beraten und unterstut-
zen,

3. Kinder und Jugendliche vor Gefahren fur ihr Wohl schiitzen,

4. dazu beitragen, positive Lebensbedingungen fur junge Menschen und ihre Famili-
en sowie eine kinder- und familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu schaffen.

§ 8a SGB VIII: Schutzauftrag bei Kindeswohlgeféahrdung

1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte fur die Gefahrdung des Wohls
eines Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefahrdungsrisiko im Zu-
sammenwirken mehrerer Fachkrafte abzuschatzen. Dabei sind die Personensorge-
berechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche einzubeziehen, soweit hierdurch
der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird.
Halt das Jugendamt zur Abwendung der Gefahrdung die Gewahrung von Hilfen fir
geeignet und notwendig, so hat es diese den Personensorgeberechtigten oder den
Erziehungsberechtigten anzubieten.

(2) In Vereinbarungen mit den Tragern von Einrichtungen und Diensten, die Leistun-
gen nach diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass deren Fachkrafte den
Schutzauftrag nach Absatz 1 in entsprechender Weise wahrnehmen und bei der Ab-
schatzung des Gefahrdungsrisikos eine insoweit erfahrene Fachkraft hinzuziehen.

Vi



Insbesondere ist die Verpflichtung aufzunehmen, dass die Fachkrafte bei den Perso-
nensorgeberechtigten oder den Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme
von Hilfen hinwirken, wenn sie diese fur erforderlich halten, und das Jugendamt in-
formieren, falls die angenommenen Hilfen nicht ausreichend erscheinen, um die Ge-
fahrdung abzuwenden.

(3) Halt das Jugendamt das Tatigwerden des Familiengerichts fur erforderlich, so hat
es das Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn die Personensorgeberechtigten oder
die Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der Lage sind, bei der Abschatzung
des Gefahrdungsrisikos mitzuwirken. Besteht eine dringende Gefahr und kann die
Entscheidung des Gerichts nicht abgewartet werden, so ist das Jugendamt verpflich-
tet, das Kind oder den Jugendlichen in Obhut zu nehmen.

(4) Soweit zur Abwendung der Gefahrdung das Tatigwerden anderer Leistungstra-
ger, der Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, hat das
Jugendamt auf die Inanspruchnahme durch die Personensorgeberechtigten oder die
Erziehungsberechtigten hinzuwirken. Ist ein sofortiges Tatigwerden erforderlich und
wirken die Personensorgeberechtigten oder die Erziehungsberechtigten nicht mit, so
schaltet das Jugendamt die anderen zur Abwendung der Gefahrdung zustandigen
Stellen selbst ein.

§ 42 SGB VIII: Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen

(1) Das Jugendamt ist berechtigt und verpflichtet, ein Kind oder einen Jugendlichen
in seine Obhut zu nehmen, wenn

1. das Kind oder der Jugendliche um Obhut bittet oder

2. eine dringende Gefahr fur das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen die Inob-
hutnahme erfordert und a) die Personensorgeberechtigten nicht widersprechen oder
b) eine familiengerichtliche Entscheidung nicht rechtzeitig eingeholt werden kann o-
der

3. ein auslandisches Kind oder ein ausléndischer Jugendlicher unbegleitet nach
Deutschland kommt und sich weder Personensorge- noch Erziehungsberechtigte im
Inland aufhalten.

Die Inobhutnahme umfasst die Befugnis, ein Kind oder einen Jugendlichen bei einer
geeigneten Person, in einer geeigneten Einrichtung oder in einer sonstigen Wohn-
form vorlaufig unterzubringen; im Fall von Satz 1 Nr. 2 auch ein Kind oder einen Ju-
gendlichen von einer anderen Person wegzunehmen.

(2) Das Jugendamt hat wahrend der Inobhutnahme die Situation, die zur Inobhut-
nahme gefuhrt hat, zusammen mit dem Kind oder dem Jugendlichen zu klaren und
Maglichkeiten der Hilfe und Unterstiitzung aufzuzeigen. Dem Kind oder dem Jugend-
lichen ist unverziglich Gelegenheit zu geben, eine Person seines Vertrauens zu be-
nachrichtigen. Das Jugendamt hat wahrend der Inobhutnahme fir das Wohl des Kin-
des oder des Jugendlichen zu sorgen und dabei den notwendigen Unterhalt und die
Krankenhilfe sicherzustellen. Das Jugendamt ist wahrend der Inobhutnahme berech-
tigt, alle Rechtshandlungen vorzunehmen, die zum Wohl des Kindes oder Jugendli-
chen notwendig sind; der mutmalfiliche Wille der Personensorge- oder der Erzie-
hungsberechtigten ist dabei angemessen zu berlcksichtigen.

(3) Das Jugendamt hat im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 die Personensor-
ge- oder Erziehungsberechtigten unverziglich von der Inobhutnahme zu unterrichten
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und mit ihnen das Gefahrdungsrisiko abzuschatzen. Widersprechen die Personen-
sorge- oder Erziehungsberechtigten der Inobhutnahme, so hat das Jugendamt un-
verziglich

1. das Kind oder den Jugendlichen den Personensorge- oder Erziehungsberechtig-
ten zu Ubergeben, sofern nach der Einschatzung des Jugendamts eine Gefahrdung
des Kindeswohls nicht besteht oder die Personensorge- oder Erziehungsberechtig-
ten bereit und in der Lage sind, die Gefahrdung abzuwenden oder

2. eine Entscheidung des Familiengerichts tber die erforderlichen MaRnahmen zum
Wohl des Kindes oder des Jugendlichen herbeizufiihren.

Sind die Personensorge- oder Erziehungsberechtigten nicht erreichbar, so gilt Satz 2
Nr. 2 entsprechend. Im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3 ist unverziglich die Bestel-
lung eines Vormunds oder Pflegers zu veranlassen. Widersprechen die Personen-
sorgeberechtigten der Inobhutnahme nicht, so ist unverztglich ein Hilfeplanverfahren
zur Gewahrung einer Hilfe einzuleiten.

(4) Die Inobhutnahme endet mit

1. der Ubergabe des Kindes oder Jugendlichen an die Personensorge- oder Erzie-
hungsberechtigten,

2. der Entscheidung tber die Gewahrung von Hilfen nach dem Sozialgesetzbuch.

(5) Freiheitsentziehende MafRnahmen im Rahmen der Inobhutnahme sind nur zul&s-
sig, wenn und soweit sie erforderlich sind, um eine Gefahr fur Leib oder Leben des
Kindes oder des Jugendlichen oder eine Gefahr fur Leib oder Leben Dritter abzu-
wenden. Die Freiheitsentziehung ist ohne gerichtliche Entscheidung spéatestens mit
Ablauf des Tages nach ihrem Beginn zu beenden.

(6) Ist bei der Inobhutnahme die Anwendung unmittelbaren Zwangs erforderlich, so
sind die dazu befugten Stellen hinzuzuziehen.

Leistungen der Jugendhilfe im Bereich Fruher Hilfen

Diese Aufstellung erhebt keinen Anspruch auf Vollstandigkeit und soll im Lauf der
Tatigkeit des Nationalen Zentrums Frihe Hilfen laufend erganzt werden.

Weitere gesetzliche Regelungen des SGB VIII im Uberblick:

SGB Inhalt Praxisbeispiel aus dem Bereich

VI Friaher Hilfen

8§16 Allgemeine Forderung der Erzie- Aufsuchende Formen der Fa-
hung in der Familie milienbildung

8§19 Gemeinsame Wohnformen fir Mut- | Mutter-Kind-Heime

ter/Véater und Kinder

820 Betreuung und Versorgung des Kin- | Familienpflege
des in Notsituationen

§ 22 ff | Forderung von Kindern in Tagesein- | Entlastungstagespflege
richtungen und in Kindertagespflege
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§ 27 ff | Hilfe zur Erziehung

§28 Erziehungsberatung Beratungsstellen flr Eltern mit
Sauglingen und Kleinkindern
(Entwicklungspsychologische
Beratung, Schreibabyambulan-
zen)

8§31 Sozialpddagogische Familienhilfe Ambulante Erziehungshilfen
rund um die Geburt

§ 32 Erziehung in einer Tagesgruppe Heilpadagogische Tagesgrup-
pen fur Matter und Kinder

8§ 35a | Eingliederungshilfe fur seelisch be- | Frihférderung
hinderte Kinder und Jugendliche

§ 36 Mitwirkung, Hilfeplan

8. Neuntes Sozialgesetzbuch SGB IX
§ 30 SGB IX: Fruherkennung und Friihférderung

(1) 1Die medizinischen Leistungen zur Friherkennung und Frihférderung behinder-
ter und von Behinderung bedrohter Kinder nach § 26 Abs. 2 Nr. 2 umfassen auch

1. die medizinischen Leistungen der mit dieser Zielsetzung fachtbergreifend arbei-
tenden Dienste und Einrichtungen,

2. nichtarztliche sozialpadiatrische, psychologische, heilpaddagogische, psychosoziale
Leistungen und die Beratung der Erziehungsberechtigten, auch in fachibergreifend
arbeitenden Diensten und Einrichtungen, wenn sie unter arztlicher Verantwortung
erbracht werden und erforderlich sind, um eine drohende oder bereits eingetretene
Behinderung zum frihestmoglichen Zeitpunkt zu erkennen und einen individuellen
Behandlungsplan aufzustellen.

Leistungen nach Satz 1 werden als Komplexleistung in Verbindung mit heilpadagogi-
schen Leistungen (8 56) erbracht.

(2) Leistungen zur Friherkennung und Fruhférderung behinderter und von Behinde-
rung bedrohter Kinder umfassen des Weiteren nichtarztliche therapeutische, psycho-
logische, heilpddagogische, sonderpadagogische, psychosoziale Leistungen und die
Beratung der Erziehungsberechtigten durch interdisziplinare Frihforderstellen, wenn
sie erforderlich sind, um eine drohende oder bereits eingetretene Behinderung zum
frihestmdglichen Zeitpunkt zu erkennen oder die Behinderung durch gezielte Férder-
und Behandlungsmafl3nahmen auszugleichen oder zu mildern.

(3) Zur Abgrenzung der in den Absatzen 1 und 2 genannten Leistungen und der



sonstigen Leistungen dieser Dienste und Einrichtungen, zur Ubernahme oder Teilung
der Kosten zwischen den beteiligten Rehabilitationstragern, zur Vereinbarung und
Abrechnung der Entgelte sowie zur Finanzierung werden gemeinsame Empfehlun-
gen vereinbart; 8§ 13 Abs. 3, 4 und 6 gilt entsprechend. Landesrecht kann vorsehen,
dass an der Komplexleistung weitere Stellen, insbesondere die Kultusverwaltung, zu
beteiligen sind. In diesem Fall ist eine Erweiterung der gemeinsamen Empfehlungen
anzustreben.

9. Gesetz liber den Offentlichen Gesundheitsdienst NRW (OGDG NRW)

§ 6 OGDG Abs. 3: Im Interesse der Erreichbarkeit und der Vernetzung von Gesund-
heitsvorsorge, medizinischer Behandlung, Beratung, Betreuung und Nachsorge ist
auf eine enge raumliche und funktionale Abstimmung gesundheitlicher Leistungen
und Einrichtungen hinzuwirken.

§11 OGDG Schwangeren- und Mitterberatung:

Fur Personen in sozialen und gesundheitlichen Problemlagen, insbesondere flir die-
jenigen, die aufsuchende Hilfe bendtigen, halt die untere Gesundheitsbehdérde einen
Beratungsdienst vor. *

§ 12 Abs. 1 OGDG Kinder- und Jugendgesundheitsdienst:

Die untere Gesundheitsbehérde hat die Aufgabe, Kinder und Jugendliche vor Ge-
sundheitsgefahren zu schitzen und ihre Gesundheit zu fordern. Sie arbeitet hierzu
mit anderen Behorden, Tragern, Einrichtungen und Personen, die Verantwortung fur
die Gesundheit von Kindern und Jugendlichen tragen, zusammen.

§ 12 Abs. 3 OGDG

Zur Fruherkennung von Krankheiten, Behinderungen, Entwicklungs- und Verhaltens-
stoérungen kann die untere Gesundheitsbehdrde zur Ergdnzung von Vorsorgeange-
boten arztliche Untersuchungen durchfiihren. ... Wird im Rahmen dieser Untersu-
chungen die Gefahrdung oder Stérung der korperlichen, seelischen oder geistigen
Gesundheit von Kindern oder Jugendlichen festgestellt, vermittelt die untere Ge-
sundheitsbehdrde in Zusammenarbeit mit den fur Jugendhilfe und Sozialhilfe zustan-
digen Stellen die notwendigen Behandlungs- und Betreuungsangebote.




	Frühe Hilfen: rechtliche Rahmenbedingungen
	1. UN Kinderrechtskonvention
	2. Grundgesetz
	3. Bürgerliches Gesetzbuch
	4. Strafgesetzbuch
	5. Schwangerschaftskonfliktgesetz SchKG
	6. Fünftes Sozialgesetzbuch SGB V
	7. Achtes Sozialgesetzbuch SGB VIII
	8. Neuntes Sozialgesetzbuch SGB IX
	9. Gesetz über den Öffentlichen Gesundheitsdienst NRW (ÖGDG NRW)

